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N 60. 
Deutſchlaud. 
Berlin, 4. Februar. Se. Majeſtät der König nahmen 
deute Vormittag die militäriſchen Meldungen und hiernach die Vor⸗ 
träge des Geh. Kabinetsraths v. Mübler und des Wirklichen Ge- 


beimen Ober ⸗Regierungsraths Coſtenoble entgegen. Um 1 Uhr 
ſtatteten Se. Majeſtät Ihrer Königlichen Hobeit der Prinzeſſin 


f Ludwig von Heſſen, geborenen Prinzeſſin von Großbritannien und 


land, einen Beſuch im Kronprinzlichen Palais ab und machten 
hierauf eine Spazierfahrt. 

— Ihre Majeſtät die Königin haben Allergnädigſt gerubt, 
nachſtehendes Aller höchſtes Schreiben an den St. Jobanniter-Mal⸗ 
teſer-Orden zu richten: „Der St. Johanniter-Malteſer-Orden hat 
während des letzten Krieges durch ſeine aufopferungsvollen Leiſtun⸗ 
gen ſich ſeiner großen hiſtoriſchen Vergangenheit würdig bewleſen 
und die hingebende Hülfe verſchledener geiſtlichen Genoſſenſchaften 
zweckmäßig zu verwenden gewußt. Es gereicht mir zur größten 
Genugthuung und Freude, hierfür dem Orden und zunächſt Ihnen, 
als einem Vertreter desſelben, aus Anlaß des Berichts über ſeine 
ſegensrriche Wirkſamkeit, den Sie Mir eingereicht haben, Meine 
volle Anerkennung auszuſprechen, und dadurch dem Danke, den das 
Vaterland auch dieſem Orden ſchuldet, den geeigneten perſönlichen 
Ausdruck zu verleihen. Berlin, 22. Januar 1867. Auguſta. 
An den Grafen Franz Egon Marquis von und zu Hoensbroech auf 


Schloß Haag.“ 


Berlin, 4. Februar. ( Herrenhaus.) 24. Sitzung. (Schluß.) 
Der dritte Gegenſtand der Tagesordnung iſt der Bericht der XI. Kommiſſion 
über das Geſetz, betreffend den Schutz wahrheitsgetreuer, durch die Preſſe 
erſtatteter Berichte über die parlamentariſchen 1 des Reichs⸗ 
tages des norddeutſchen Bundes. Die Kommiſſton, deren Berathung kein 
Vertreter der Staatsregierung beigewohnt hat, beantragt das Geſetz, wie es 
vom Abgeordnetenhauſe angenommen worden iſt, zu genehmigen. — Ref. 
Dr. Heffter verzichtet auf das Wort. — Graf Brühl erklärt ſich gegen 
das Geſetz, da gar kein Beweggrund vorhanden wäre, den Zeitungen eine 
fo große Befugniß einzuräumen. Die Zeitungen dürfen nicht die Berech⸗ 
tigung haben, alle und jede Aeußerung ungeſtraft zu veröffentlichen, denn 
es iſt oft die Hauptabſicht der Redner, daß ihre Aeußerungen durch die 
Preſſe im ganzen Volke bekannt werden; darf nicht Alles veroffentlicht wer⸗ 
den, ſo werden ſich die Redner ſelbſt Zaum anlegen und ihre Reden dar⸗ 
nach einrichten. Die Freiheit der Preſſe iſt bei uns ſchon umfaſſend genug 
und es iſt nicht wünſchenswerth, daß die preußiſchen Zeitungen noch vor 
den übrigen deutſchen bevorzugt werden. — Miniſterpräſident Graf von 
Bismarck Schön hauſen: Die Königl. Staatsregierung glaubt in der 
Bewilligung der Redefreiheit dem norodeutſchen Reichstage gegenüber jo 
weit gegangen zu fein, wie es von irgend einer Seite verlangt worden ift. 
Etwas Anderes aber iſt die Redefreiheit, etwas Anderes die Freiheit, das⸗ 
jenige, was geſprochen wird, durch den Druck zu verbreiten. Ich will nicht 


Darauf hinweijen, daß man zu einem ſehr viel größeren und in vielen 


weniger eilsfähigen likum dur öffentliche itter 
ſprich, ale yon ver Krldlie d e v Me es, bet 
wahrend jede Meinung, die in einer parlamentariſchen Verſammlung ge⸗ 
äußert wird, ihr Korrektiv in der Widerlegung finden kann, die ihr von 
der Tribüne zu Theil wird — daß dieſes Korrektiv in denjenigen Klaſſen, 
denen die zahlreichſten Zeitungsleſer angehören, fortfällt, weil dieſelben nicht 
zwei Zeitungen verſchiedener Farbe leſen, um ſich ein unparteiiſches Urtheil 
zu ſichern, ſondern ſich an eine Zeitung halten. Dieſe eine Zeitung pflegt 
nur die extremſten Reden und Aeußerungen ihrer Parteiführer wiederzu⸗ 
geben; derjenige, welcher das lieſt, iſt nicht in der Lage, gleich ſeinem viel ⸗ 
eicht urtheilsfähigeren Vertreter im Parlament, diese Aeußerungen und 
Parteiauffaſſungen nach dem Maße der Widerlegungen, welche ſie erfahren, 
abzuwägen und ſich das Richtige aus dem Widerſtreit verſchiedener Mei⸗ 
nungen herauszuziehen, ſoudern er vernimmt nur den Einen Redner, wel“ 
cher gerade der u dieſer Zeitung iſt. Ich führe dies an, um nachzu⸗ 
weiſen, daß die Regierung die Diskuſſion der Fragen, die uns beſchäftigen 
werden und die das Wohl der ganzen Nation berühren, in den weiteſten 
Kreiſen nicht ſcheut, ſondern daß ſie nur eine gleiche Vertheilung von Sonne 
und Wind bei dieſer Gelegenheit wünſcht auch in derjenigen Arena, die nur 
dem Zeitungsleſer zugänglich iſt: außerhalb der parlamentariſchen Kämpfe. 
Dies iſt aber in dieſen Kreiſen unerreichbar, und deshalb iſt die Korrektur 
durch das Preßgeſetz meines Erachtens unentbehrlich, weil Exceſſe, Ueber- 
ſchreitungen, die Widerlegung und Würdigung, die fie im Parlamente fin, 
den, im Publikum und gegenüber dem einzelnen Leſer nicht finden konnen. 
Außerdem iſt es ſehr fraglich, ob es der offentlichen Ruhe und Entwicke⸗ 
lung der deutſchen Verfaſſung förderlich ſei, wenn dieſes Mittel der Auf⸗ 
regung, was die Preſſe bietet, für einige an der Preſſe betheiligten Abge⸗ 
ordneten in einem ganz unbegrenzten und vom Strafrecht durchaus exempten 
Maße bewilligt wird. Das Parteitreiben iſt bei uns noch nicht durch eine 
lange konſtitutionelle Gewohnheit ſoweit gemildert worden, daß den leiten⸗ 
den Kräften in jedem Wählerkreiſe das Vaterland höher ſtände, als die 
Partei. Wir haben in dieſer Beziehun noch in den jüngſten Wochen 
traurige Erfahrungen gemacht darüber, da die Partei⸗Leidenſchaft, die per- 
ſönliche Eitelkeit, das Bedürfniß, Recht zu bebalten, doch ſchließlich hoͤher 
ſtehe, als das Intereſſe für irgend eine nationale Einrichtung. Hoffen wir, 
daß nicht gerade die ſchlimmſten Vertreter nach dieſer Richtung hin gewählt 
werden; aber möglich iſt es doch immerhin, daß Leute, die jeden staatlichen 
Zweck in ihrem ganzen Verhalten negiren, und ſich für berechtigt halten, 
die unbeſchränkte Preßfreiheit diktaudo von der Tritüne her rückſichtslos 
auszubeuten, gewählt werden in das norddeutſche Parlament. Nehmen Sie 
den Fall an, daß Leute, welche ſich vom Vaterlande, in dem ſie rechtlich 
wählbar find, vollſtändig losgeſagt haben, ich darf jagen, ſchamlos losgeſagt 
haben, Leute, die offenkundig im Solde des Auslandes gegen ihr eigenes 
Vaterland dienen und ſchreibe, und ſolche find als Kandidaten aufgetreten, 
wirklich ins Parlament gewählt werden, jo wochte ich doch fürchten, daß 
von dieſen Leuten mit eherner Stirn, denen die Degrifie der Ehre und 
des Vaterlandes ganzlich verloren gegangen ſind, das 1 e 
artikel ſtraffrei zu diktiren und im Lande zu verbreiten, in einer Weiſe ge⸗ 
mißbraucht werden könnte, die auch den entſchloſſeuſten Freunden der Preß⸗ 
freiheit zuwider ſein würde. 3 

Herr v. Bernuth befürwortet den Kommiſſionsantrag und tritt den 
en des Miniſterpräſidenten entgegen, in denen er übrigens eine 
direkte Erklarung vermißt, und ſpricht ſeine Verwunderung darüber aus, 
daß die Staatsregierung in der Kommiſſion nicht vertreten war. Das vor. 
geſchlagene Geſetz iſt durchaus gerechtfertigt und vollnändig korreſpondirend 
mit der betreffenden Beſtimmung der preußiſchen Verfaſſungsurkunde, und 
iſt ein nothwendiges Correolat zur Redefteiheit der Abgeordneten, die für 
den norddeutſchen Reichstag gleichfalls garantirt iſt. Die Gefahr, die dar⸗ 
aus entſtehen könnte, iſt nicht ſo groß, wie fie der Herr Minifterpräfident 
darzuſtellen verſucht hat. Die bei weitem größte Mehrzahl der Abgeord⸗ 
neten wird ja doch aus Männer beſtehen, welche die deutſche Politik Preu⸗ 
ßens unterſtützen; einzelne preußenfeindliche Redner werden dann im Hauſe 
widerlegt werden, und dies wird durch die Preffe gleichfalls geſcheben. — 
Miniſterpräſident Graf v. Bismard-Schönhanfen: Ich will zumächit 
noch ein paar Worte jagen zur Entſchuldigung des Umſtandes, daß kein Re⸗ 
gierungs⸗Kommiſſar in der Kommiſſion anweſend war. Es herrſcht im 


Ausführun 


echt, beliebige Leit 


Abendblatt. ıftag, den 5. Februar. 
über die Mittheil ungen an die Re⸗ 
„Sitzungen. Gewöhnlich wird am 
Schluſſe der Mittheilung. die an den Miniſterpräſtdenten gerichtet wird, ge⸗ 
jagt, daß die Herren Reſſortminiſter — in dieſem Falle der Herr Juſtiz⸗ 
miniſter und der Miniſter des Inn — direkt von dem Herrn Vorſitzen⸗ 
den unterrichtet würden, und deſſen geht das an den Miniſter⸗ 
präſidenten gerichtete Schreiben gewöhnlich ad acta, wenn der⸗ 
ſelbe nicht als auswärtiger Min u direktes Intereſſe an der Sache hat. 
Bei dieſer Mittheilung war, jo piel ich habe ermitteln können, die direkte 
Eröffnung an den Reſſortminiſter nicht erfolgt und in Folge deſſen ift kein 


Kommiſſar anweſend geweſen. E 

Wenn der Herr Vorredner Grund für die Annahme des Geſetz⸗ 
entwurfs anführt, daß eine ähnli ſtimmung in unſerer Bundesverfaſ⸗ 
richtig, aber ich ziehe daraus 


fung ſtände, ſo iſt die Thatſach 
nicht denſelben Schluß. Wenn 0 Betreff unſerer Verfaſſung de 
lege ferenda handelte, jo würde ch eben jo ſehr dagegen kämpfen, wie 
gegen die Anwendung der Beſtim auf den deutſchen Reichstag. Allein 
es handelt ſich bei uns um beftefl s und gültiges Verfaſſungsrecht, 
was anzufechten ich nicht für mei be halte. So ganz gering möchte 
ich übrigens den Uebelſtand nicht en, wenn einzelne Abgeordnete in 
den Reichstag gewählt würden % ir Kategorie, deren Bezeichnung der 
Herr Vorredner richtig verſtanden ederge geben hat, denn es ſcheint 
mir doch nicht gleichgültig, wenn ut ein Abgeordneter das Privile⸗ 
gium hätte, Reden entſchieden riſchen Inhalts nicht nur zu 
halten, ſondern fie für ausländ Hunderttauſend Exemplaren 
bei uns im Lande verbreiten zu le damit zu ſchützen, daß ſeine 
eigenen ſtrafbaren Aeußerungen mi uigkeit wiedergegeben ſeien. — 
— Herr v. Seufft⸗Pilſach ſp falls für Ablehnung des Ge⸗ 
ſetzes, dauit unter dem Titel 2 d Meinungen“ nicht alle Ars 
ten von Verleumdungen, Injuri ſtͤts verbrechen begangen wer⸗ 
ſich dem Vorredner an und ent⸗ 


den. — Herr v. Kleiſt⸗Retzow ) 
hr die Annahme des Geſetzes 


Hauſe eine nicht ganz konſtante J . 
Schlaf in Betreff der Kom 


ſchuldigt die Majorität der Komm 


empfohlen. Dies komme daher, e Intentionen der Staats- 
regierung nicht gekannt habe; we Abgeordnetenhauſe, noch in der 
Kommiſſton des Herrenhauſes hab 


e darüber geäußert. — Herr v. 
Meding (Vorſitzender der Kommiſſton) he daß er nunmehr 3 gegen 
das Geſetz ſtimmen werde, und bit \ ſetz entweder abzulehnen oder 
nochmals an die Kommiſſion zur — Referent Heffter befür⸗ 
wortet den Kommiſſtonsantrag; h erklärt ſich gegen den 
Antrag auf Zurückweiſung an d in Antrag auf nantent- 
liche Abſtimmung wird nicht hin terſtützt; darauf wird über das 
Geſetz abgeſtimmt; daſſelbe wir gegen 8-10 Stimmen 
abgelehnt; dagegen ſtimmen auch marck, Itzenplitz 
und Lippe. ! 1 Ber 
Vierter Gegenſtand der Ta r Bericht der Budget⸗ 
kommiſſion über die Allgemeinen der den Staatshaushalt der 
Jahre 1859, 1860, 1861, 1862 Anträge derſelben, welche 
den Beſchlüſſen des Abgeordnetenhal en ohne Debatte an⸗ 
1 2 * 
iſt der Bericht der Kommiſſion 


genommen. 
wiſchen Preußen, Oeſterreich, 


Fünfter Gegenſtand der 
ür Handel über die am 2. N 
und der Türkei abgeſchloſſene 
f & la navigation des 


- ıube.” Ponimifften auf Geneh- 
le A wo 8 zu 0 ren Kerr * 5 755 
echſter nſtand D. 2 i 1 
über den Geſeg- Entwurf, betreffend die entre Breker len 
werbs- und Wirthſchafts⸗Genoſſenſchaften. — Die 88. 32 und 58, welche 
die Hauptänderungen enthalten, lanten: $. 32. „Die Königliche Regierung 
iſt befugt, einen Kommiſſar zu beſtelken, der das Recht hat, den Verſamm⸗ 
lungen der Genoſſenſchafts⸗Organe beizuwohnen und von den Büchern, 
Rechnungen und ſonſtigen Schriſtſtücken der Genoſſenſchaft, ſowie ihren 
Kaſſen und Anſtalten, Einſicht zu nehmen.“ $. 58. „Zur Vermittelung 
des Geſchäftsbetriebes der Genoſſenſchaftskaſſen, welche dies in Anſpruch neh⸗ 
men, wird die Königliche ee eine Centralkaſſe einrichten und 
dieſe mit einem Betriebsfonds von 2 Millionen Thaleon dotiren.“ 


Referent Dr. Dernburg ſlizzirt kurz die Entſtehungsgeſchichte der 
Genoſſenſchaften, welche ein geſundes ſoziales Prinzip enthalten und die 
korporative Idee realiſiren. Die großen Nachtheile, die ſie durch ihre bis⸗ 
herige Lage erlitten, fordern dringend Abhilfe; und je mehr fie auswüch⸗ 
ſen, deſto mehr würden ſie auch aus dem Parteitreiben hinauskommen. 
Der Widerſpruch der Verhältniſſe der Genoſſenſchaft mit dem, was ſonſt 
Recht iſt, ſei nicht aus den Augen zu la en. In derſelben könne der Ein⸗ 
zelne die Vollmacht, welche er giebt, nicht jeden Augenblick wieder zurück. 
ziehen und entbehre fo der Handhabe zur Kontrolle. Der Geſetzentwurf 
habe nicht Alles genügend W und die Kommiſſion mußte des⸗ 
wegen wenigſtens einige Sicherungsmaßregeln vorſchlagen. Es find jedoch 
von der Majorität einzelne Mittel beliebt worden, mit denen ſich Referent 
nicht einverſtanden erklären kann. Einſtimmig aber war man der Anſicht, 
daß die Genoſſenſchaften gefordert werden müſſen. Ich hoffe, ſchließt Red⸗ 
ner, daß dieſe erſte Korporation des Laudes in dieſem Sinne für die nie⸗ 
deren Korporationen ſorgen wird. — Herr v. Kleiſt⸗Retzow mißt den 
Genoſſenſchaften bis jetzt keineswegs 8 Bedeutung bei, weil ſie unge⸗ 
nügend eingerichtet fein; die einzige rt, die Beachtung verdiene, ſeien die 
Vorſchußvereine. Jetzt iſt dies Alles aber nur eine Organiſation eines 
Staates im Staate unter einem Führer, der der Regierung und der Kirche 
feindlich iſt. Der vorliegende Entwurf, in welchem die Regierung durch- 
aus keine eigenen Gedanken habe, ſei eine Bankerott⸗Erklärung derſelben; 
er ſei von ihrem Feinde auf Leben und Tod verfaßt und fie verlange ſel⸗ 
ber, daß das Herrenbaus, ihr Freund auf Leben und Tod, ihn annehmen 
ſolle. Es ſei ſchon ſelbſtverſtäͤndlich, daß ein Geſetzentwurf, der von Schulze⸗ 
Delitzſch ſtamme, ohne Aenderungen vom Herrenhauſe nicht angenommen 
werden konne. Schon die politiſche Gefährlichkeit derſelben ſei bedenklich; 
außerdem aber hätten die Mitglieder derſelben neben dem Handelsgeſetzbuch 
eine exorbitante bevorzugte Stellung. Dafür foll in milder Weiſe Adhilſe 
geſchaffen werden. Es ſei rührend, wie ſich die Einzelnen quälen müßten; 
deswegen ſei der richtige Vorſchlag einer Staatsunterſtützung von 2 Mill. 
gemacht. Außerdem aber müſſe im Jutereſſe der Kaſſen und des Kredits 
der Mitglieder nothwendig eine ſolche ſtaatliche Centralkaſſe exiſtiren. Den 
Kommiſſar aber, gegen welchen die Regierung fo ſehr e fere, werde man 
gar nicht ungern ſehen, ſondern er werde bald wie ein Vater von ſeinen 
Kindern geliebt werden. Es ſei dies die mildeſte Art, wie der Staat mit 
den Geuoſſenſchaften in ſteter Verbindung bleibe. Außerdem ſei daß das 
gute alte preußiſche Syſtem. Werden dieſe Garantien gegen die Uebel- 
flände, die das Blüten des Genoſſenſchaftsweſens mit ſich bringen, nicht 
gegeben, ſo müſſe er gegen das Geſetz ſiimmen. — Der Antrag auf Ver⸗ 
tagung wird geſtellt; Handelsminiſter Graf Itzenplitz bittet, ſelbſt im 
Falle der Annabme der Vertagung, ihm noch das Wort zu geben, damit 
er den Standpunkt der Staats⸗Regierun darlegen könne. — Der Antrag 
auf Vertagung wird angenommen. — Handelsminiſter Graf Itzenplitz: 
Die Staatsregierung bält das vorliegende Geſetz für durchaus nützlich und 
hat ſchon ſeit Jahren das Zuſtaudekommen deſſelben angeſtrebt. Sie wünſcht 
deshalb dringend, daß es in dieſer Seſſion noch zu Stande komme. Denn 
es läßt ſich nicht leugnen, daß die Perſonen, die das Geſetz verlangen, 
Billiges wünſchen; und es ſind das Perſonen, die unter ſich einen großen 
Theil der Lasten des Lebens tragen. Wenn dieſe nun noch dadurch gehin⸗ 
dert werden, daß es keine geſetzli Form für die Geſellſchaſten, von denen 
ſie Abhülfe hoffen, giebt, jo muß ihnen eine ſolche gegeben werden; es iſt 
dies die Pflicht der Staats⸗Regierung. Seit 3 Jahren ift die Frage nun 


Brut) Großbritannien, Itali 
onvention unter dem Titel: „A. 
emboucheures du Danube.“ 
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monatlich 10 Sgr., 
mit Botenlohn viertel. 1 Thlr. 7%, Spt 
monatlich 12½ Sgr.; 
für Preußen viertel. 1 Thlr. 5 Sgr. 


1867. 
— — 


ſchon hin und her erörtert worden; und jetzt liegt es lediglich an Ibnen, 
ob die Sache zu Stande kommen ſoll. Die Regierung bat die ihr nötbig 
erſcheinenden Vorſichtsmaßregeln vorgeſchlagen; das andere Haus bat fie 
angenommen; es iſt dies ein Beweis dafür, daß es ſich in den Genoſſen⸗ 
ſchaften nicht blos um Politik, ſondern um wirklich materielle Sachen han⸗ 
delt. Ich mochte wünſchen, daß dieſes Haus nun nicht das Gute binderte 
in der Abſicht, etwas Beſſeres noch anzubahnen. Die Staats⸗Regierung 
wünſchte ino allerdings eine Konzeſſion der Oberpräſidenten zur Bil⸗ 
dung der Genoſſenſchaften; das andere Haus hat dem nicht beigeſtimmt; 
die Staats⸗Regierung ging aber von der Tendenz aus, den Anſprüchen 
jener Leute bald gerecht zu werden und war damit einverſtanden; ſie würde 
es nun auch durchaus für wünſchenswerth halten, daß Sie dieſen Klaſſen 
der Bevölkerung durch unveränderte Annahme des Geſetzes zu Hülfe kom⸗ 
men und alle Amendements verwerfen. Irgend eine Aenderung iſt der 
Verwerfung gleich zu achten, da das Geſetz daun in dieſer Seſſion nicht 
mehr zu Stande kommen und eine drei Jahre lange Arbeit dann verloren 
ſein werde. j g 
Die Sitzung wird darauf um 3½ Uhr vertagt; nächſte Sitzung 
Sinnen. 11 ühr; Tages⸗Orduung: Fortiegung. der Beratbung über das 
Genoſſenſchaftsgeſetz; Eiſenbahnvorlage; Pommerſches Lehnsgeſetz; Vertrag 
mit Thurn und Taxis. 5 
Altona, 2. Februar. Eine neue hier abgehaltene Ver⸗ 
ſammlung kleinerer Kaufleute erklärte ſich für den unbedingten Ein⸗ 
tritt Altona's in den Zollverein und gründete einen Verein, der 


die Angelegenheit weiter fördern ſoll. Die größeren Kaufleute 


wollen für Altona eben jo gut wie für Hamburg die Frelhafen⸗ 


ſtellung erhalten ſehen. 


Stuttgart, 2. Februar. Die Minifter- Konferenzen wer⸗ 2 


den nur von kurzer Dauer fein. Sie beginnen morgen Vormittag 
11 Uhr und werden wahrſcheinlich am Dienſtag beendigt ſein; der 
Sitz der Konferenz iſt im alten Schloſſe. Se. Maj. der König 
empfing beute die Konferenzmitglieder, zuerſt den Fürſten Hoben⸗ 
lohe. Am Sonntag iſt großes Diner im K. Schloſſe, am Montag 
Ball bei Sr. Excell. dem Herrn Miniſter der auswärtigen Angele- 
genheiten, am Dienſtag eine Feſtlichkeit in der Wilbelma. Zur 
Tafel bel Sr. Maj. dem Könige werden die Mitglieder der Kon⸗ 
ferenz, die Geſandten der bei der Konferenz vertretenenen Staa⸗ 
ten, die würtembergiſchen Miniſter, der Chef des Kabinets des Kö⸗ 
nigs und der Hofſtaat gezogen. Für die Aufführung am Sonntag 
iſt „Figaro's Hochzeit“ gewählt worden. — Der preußiſche Ge⸗ 
ſchäftsträger, Herr v. Pfuel, iſt hier eingetroffen. 
Ausland. 5 

Paris, 2. Februar. Auf dem Marsfelde iſt Alles Leben 
und Bewegung und ſchon jetzt erhält man einen Vorgeſchmack der 
großartigen Eindrücke, die man zu erwarten hat. Die Ausſtellung 
wird bekanntlich nicht blos Arbeitsprodukte der heutigen Zeit um⸗ 


faſſen, ſondern es wird eine beſondere Abtheilung 75 Leitung 5 


2 


einer eigenen Kommiſſion der Kunft und Induſtrie 


und Mittelalters, der Renaiſſance und der neueren Zeit gewid 8 


ſein. Dieſe Abtheilung verſpricht von hervorragenden Inkereſſe 
werden. 
ches Kontingent mittelalterlicher Kunſtgegenſtände ſtellen. Nicht 
weniger werden die Ausſtellungen außereuropälſcher Induſtrlen das 


öffentliche Intereſſe und mehr noch die Neugier der Menge relzen. 


Die egyptiſche Ausſtellung ſoll, wie es heißt, an Werth die Klei⸗ 
nigkeiten von 1800 Millionen repräſentiren. Das „Muſeum von 
Bulak“ ſoll die ganze Geſchichte der egyptiſchen Kunſt illuſtriren; 
an der Seite dieſes Muſeums wird der „Selamlik“ ſtehen, eln 
Gebäude, das außer einem zweiten Mujeum, das der Kunſt der 
arabiſchen Eroberungsperiode gewidmet iſt, Gartenſalons, Spring⸗ 
brunnen ꝛc. enthalten wird. Dort wird der Vicekönig, der be- 
kanntlich zur Ausſtellung nach Paris kommt, ſeine Wohnung auf⸗ 
ſchlagen und den Beſuch des Kaiſers empfangen. In einem Bazar 
werden verſchledene Gegenſtände der egyptiſchen Induſtrie zum Ver⸗ 
kauf ausgeſtellt ſein. — Auch in muſikaliſcher Beziehung wird die 
Aueſtellung intereſſant werden. Für die beſte Kantate iſt ein Preis 
ausgeſchrieben, die bis zum 1. April eingeſchickt ſein muß. Im 
Induſtriepalaſt auf, den elpſätſchen Feldern wird unter Direktion 
des Herrn Haindl am 3. Juli ein großes Konzert voranftaltet, 


außerdem ſollen drei internationale Militär - Muflt - Aufführungen ki 


vorbereitet werden. Auf dem Marsfelde ift ein kleiner Salon für 
Kammer-Muflf eingerichtet. Dem Marsfelde gegenüber, auf der 
Inſel Billancourt, ſoll eine Ausſtellung von Weinen ſtattfinden. 

London, 2. Februar. Der feierliche Aufzug bei Gelegen⸗ 
heit der Parlaments - Eröffnung wird in dieſem Jahre in der ge⸗ 
wöhnlichen Weije von Statten geben, mit der Ausnahme, daß die⸗ 
ſes Mal ein Galawagen den alten Staatswagen erſetzen wird. 
Wie im vorigen Jahre wird die Königin den Zug die große Treppe 
binauf und über die Königliche Galerie vermeiden, indem fie durch 
den Eingang der Peers das Haus betritt. Dort wird dieſelbe von 
dem Lordkanzler und den höchſten Staatsbeamten empfangen und 
in das Haus zum Throne geleitet werden. Es bleibt einſtweilen 
noch zweifelhaft, ob ſie die Thronrede perſönlich verleſen, oder dem 
Lordkanzler zur Verleſung übergeben wird. 


Pommern. 
Stettin, 5. Februar. Die geſtrige Wählerverſammlung 


im Schüpenhaufe wurde Namens des national-liberalen Wabl⸗ 


Comité's vom Kaufmann Herrn Reimarus eröffnet, der zu Bei⸗ 
fipern die Herren: Rechts-Anwalt Maſche, Medizinalrath Dr. 
Rhades, Ofenfabrikant Keppler und Tiſchlermeiſter Kaſeburg er⸗ 
nannte. 
hin, welche die bevorſtehende Abgeordnetenwahl zum norddeutſchen 
Parlament auch in hieſiger Stadt bervorgerufen babe, erwähnte, 


daß man von einem Abgeordneten Intelligenz, Gradhelt, Ehrlich. 


— 


keit und namentlich Feſtigkeit des Charakters fordern müſſe und 
daß das Comité glaube, diefe nothwendigen Eigenſchaften bel dem 


Preis in Stettin viertelläbrlich 1 Tr., 


ung. 
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Namentlich werden die alten Städte Frankzzid AR Fels 3 


Der Vorſitzende wies ſodann auf die lebhafte Bewegung 
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zeitigen Abgeordneten, Redakteur Otto Michaelis zu finden. 


Zwar ſei demſelben der Vorwurf gemacht worden, daß er in der 9 
ſogen. „Staatsſchat-Angelegenheit“ die Sache des Volkes verlaſſen se 
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habe, anders denke hierüber aber ein großer Theil feiner früheren 
Wäbler und werde Herr Michaelis auch hoffentlich Veranlaſſung 
nehmen, ſich in dleſer Verſammlung noch näher über die Sache 
auszuſprechen. Er ertheilte demnächſt Herrn Michaelis das Wort, 
welcher, mit Beifall begrüßt, die Rednerbühne betrat und zuvör⸗ 
derſt ſeinen Dank für die Aufnahme ſeiner Kandidatur hierſelbſt 
ausſprach. Sodann ſagte derſelbe etwa Folgendes: Er glaube, 
ſeine Stellung zu den Aufgaben des norddeutſchen Parlaments 
nicht beſſer als durch eine Schilderung ſeiner bisherigen Thätigkeit 
im preußiſchen Abgeorbnetenhauſe darlegen zu können. Nach den 


Reſultaten der von unſerem Minifterium befolgten auswärtigen 
Politik habe man bei dem Zuſammentritt des Landtages mit Ban⸗ 


gen der weiteren Entwickelung unſerer Verhältniſſe entgegen ge⸗ 
ſehen und der Thronrede geharrt, um zu ſehen, ob die Regle⸗ 
rung des Ernſtes der Lage eingedenk die Hand zur Verſöhnung 
bieten oder mit Schärfe auftreten werde. Sie habe aber dle 
Hand der Verſöhnung geboten und handelte es ſich nun zunächſt 
um die Antwort auf die Thronrede, welche ſchwere Kämpfe inner⸗ 
halb der liberalen Partei verurſachte. Er (Redner) würde es für 


das größte Unglück gehalten haben, wenn jene Partei mit einer 


geringen Majorität den früheren Kampf gegen die Regierung wie- 
der hätte aufnehmen wollen; hätte ſie ihn in bisheriger Weiſe 
fortgeſetzt, jo würde ſie dadurch offenbar den Weg zur Erreichung 
des großen Zieles der deutſchen Einheit im Stiche gelaſſen haben. 
Er habe ſich ſehr wohl geſagt, daß er durch die von ihm einge⸗ 
nommene unabhängige und ſelbſtſtändige Stellung ſich Mißdeutun⸗ 
gen ausſetzen werde, ebenſo aber habe er auch angenommen, daß 


fein Auftreten ſpäter die gebührende Berückſichtigung finden werde. 


In welchem Zuſtande, fragte Redner, befänden wir uns wohl jetzt, 
wenn die Indemnität, ferner die Anleihe nicht bewilligt, wenn ein 
Budget nicht zu Stande gekommen wäre? Jetzt hätten wir dagegen 
gekräftigte Zuſtände und die desfallſigen Beſchlüſſe ſeien keines- 
weges die Unterwerfung einer Partei unter eine andere, ſondern 
Kompromifje geweſen. Das Intereſſe des Staates und Landes werde 
nur durch heilſames Zuſammenwirken gefördert. Bel der Annahme 
des erſten Geſetzentwurfes, desjenigen der Indemnitätsbewilligung, 


ſei feierlich ausgeſprochen: daß eine Verwaltung ohne Budget ver- 


faſſungswidrig und daß ein ſolches ſtets vor dem Beginn des neuen 
Etatsjahres zu Stande gekommen fein müſſe. Das verfaſſungs⸗ 
mäßige Recht der Landesvertretung ſei alſo vollſtändig gewahrt. 
Ebenſo ſei es gelungen, die Frage wegen der Darlehnskaſſen in 
einer dem verfaſſungsmäßigen Leben entſprechenden Weife zu ord- 
nen. Sodann habe es ſich um die Bewilligung des 60 Millio- 
nen-SKredits gehandelt. Es ſei vom Abgeordnetenhauſe als begrün- 
det erkannt, daß die polltiſche Lage Europas durch den von Preu- 
pen ſo erfolgreich geführten Krieg erſchüttert, daß aus verſchlede⸗ 
nen Urſachen leicht ein neuer Krieg ausbrechen könne und daß der 
Staat auch finanziell kriegsbereit ſein müſſe. Die Regierung be- 
hauptete, einen „Staatsſchatz“ haben zu müſſen und wurden die 
aus demſelben zur Kriegführung entnommenen Mittel wieder zurück- 
gefordert, auch hatte der Staatsſchatz geſetzlichen Anſpruch auf alle 
Ueberſchüſſe aus der Finanzverwaltung ohne beſondere Zuſtimmung 
die Landesvertretung. Man habe nun geſagt, ein Schatz mit 30 
Millionen mache es der Regierung immer möglich, Krieg auch ohne 
der Zuſtimmung der Landesvertretung zu führen; die Richtigkeit 


vleſer Behauptung aber beſtreite er, es gehöre dazu vlel mehr als Geld, 


namentlich auch die Unterſtützung des ganzen Volkes. Konnte das 
Abgeordnetenhaus alſo, (fuhr Redner fort), den gefährlichen Staats- 
ſchaz nicht ganz beſeitigen, jo mußte ſte deſſen Gefährlichkeit — 
ähnlich wie man einen biſſigen Hund an die Kette legt, dadurch 
bejeitigen, daß man ihm ebenfalls eine Schranke anlegte, und zur 
Erreichung dieſes Mittels habe er in Gemelnſchaft mit dem Abge- 
ordneten Roepell⸗Danzig beantragt, daß wenn der Staatsſchatz zu 
einer Höhe von über 30 Millionen angewachſen ſel, bezüglich des 
Ueberſchuſſes nur mit Zuſtimmung der Landesvertretung disponktt 
werden dürfe. Die Annahme diejes Antrages ſel deshalb von be- 
ſonderer Wichttgkelt, well dadurch dle Möglichkeit geſchaffen, die 
Ueberſchüſſe des Schatzes für Steuererleichterungen, zur Verringe⸗ 
rung der Staatsſchuld ꝛc. zu verwenden. Im zweiten Theile der 
Seſſion ſel es darauf angekommen, ein Budget zu Stande zu 
bringen und zwar wiederum auf Grund eines Kompromiſſes. Er 
babe bereits früher beantragt, dle Budgetberatb ungen ſollten nicht 
zunächſt in einer, geheimen Kommiſſton, ſondern ſofort im ganzen 
Hauſe offen vor dem Volke ſtattfinden und bei denſelben die ganze 
Wucht der Landesvertretung eingeſetzt werden. Wie bekannt, ſei 
dieſer Antrag angenommen und es hätte dle Debatte öffentlich 
ſtattgefunden. Daß er mit feinem Antrage Recht gehabt, hätten 
jene Debatten zur Genüge bewleſen, es wären durch die Verhand- 
lungen die nothwendigen Reformen der inneren Verwaltung ge- 
geben, thellweie weſentliche Abſtreichungen vorgenommen ꝛc., über- 
haupt aber wäre das Budget rechtzeitig zu Stande gekommen und wir 
lebten jetzt wieder in geordneten verfaſſungsmäßigen Zuſtänden. Seine 
Aufgabe fei es hauptſächlich geweſen, die durchaus nothwendige 
Harmonie zur Förderung eines verfaſſungsmäßigen Lebens wie der 
berzuftellen und erwarte er elne große Zukunft für unſer Land, in 
der auch die Zukunft von ganz Deutſchland beruhe. Eine gleiche 
Aufgabe erachtet Redner geboten, um an der Vereinbarung der 
Berfafjungsgrundlagen des norddeutſchen Bundes erfolgreich mitzu- 
wirken. Als vorzugsweiſe zu erſtrebende Ziele bezeichnete er 
in dieſer Richtung den Aufbau eines Staates, in dem jeder Ein- 
wohner deſſelben ein „wirkliches Vaterland“ finde und in Folge all- 
gemeiner Freizügigkeit feine Kräfte überall, wohin er komme, ver- 
werthen könne, ferner die Beſeitigung aller den Handel und Ver- 
kehr hemmenden Schranken, die Gründung einer ſtarken preußiſchen 
Centralgewalt, ſowle einer Volksvertretung mit Einfluß auf die Politik 
und Verwaltung. Es ſei, bemerkte der Redner, ſchwer, ſich im Einzel- 
nen beſtimmte Fragen, die an den norddeutſchen Bund herantreten, 
vorzulegen, im Großen und Ganzen käme es aber darauf an, einen 
Bau zu Stande zu bringen, der allen Schickſalen und Schwierig- 
keiten, die uns noch bevorſtehen, gewachſen jet, überhaupt einen 
kräftigen Staat in Verbindung mit den Freiheiten des Volkes zu 
gründen. Daß ein ſolches Werk zu Stande kommen werde, dafür 
bürge die Intereſſenſtellung aller Bethelligten, indeſſen jei in Nord- 
deutſchland nur ein Staat möglich, der „auf dem parlamentarlſchen 
Syſtem“ beruhe. Anerkannt müſſe allerdings werden, daß dle 
Aufgabe der Einigung Deutſchlands eine ernſte, harte und große 
Ausdauer erfordernde Arbeit ſel, aber zu derſelben müßten wir zu⸗ 
ſammenſtehen, denn wir arbeiteten ja für ein freies, einiges Deulſch⸗ 
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land! (Die Rede wurde mit wlederholten Zeichen des Beifalls 
aufgenommen.) ABER 

Hiernächſt nahm Herr Kämmerer Hoffmann das Wort, um 
in längerer Rede, in der er auch auf die frühere parlamentariſche 
Thätigkeit des jetzt als Abgeordneten empfohlenen Konſuls Guſtav 
Müller zurückgriff, die Wahl des Herrn Michaels zu empfehlen, 
worauf Herr Dr. Wolff u. A. erwiderte: Er müſſe die früheren 
parlamentariſchen Leiſtungen des Herrn Müller — und zwar nicht 
nur aus eigener Veranlaſſung, ſondern auch im beſonderen Auf⸗ 
trage des Herrn Michaelis — in Schutz nehmen. (Redner ver- 
wies hlerbel ſpezlell auf einzelne Gegenſtände der parlamentariſchen 
Wirkſamkeit des Herrn M.) Faſt wir Alle hätten uns übrigens 
wohl im vorigen Jahre bedenllich geirrt und die Indemnität, die 
wir dem Miniſterlum erthellt, hätten wir eben jo gut uns ſelbſt 
zu ertheilen. Nur dadurch, daß es hier gelungen, den Charakter 
des Herrn Michaelis zu verdächtigen, ſei die Kandidatur des Herrn 
Müller hervorgerufen. Namentlich habe es in unſerer Stadt gro- 
ßes Aufſehen erregt, als hieſige Blätter die Nachricht von der an- 
geblich bevorſtehenden Ernennung des Herrn Michaelis zum Geh. 
Rath im Minifterium gebracht, für denſelben alſo eine glänzende 
politiſche Zukunft in Ausſicht geſtellt hätten, welche Nachricht ſich 
aber einfach als unrichtig erwieſen. Mit der Stimmung jet es 
überhaupt eine eigene Sache und ſo habe denn auch der Umſtand, 
daß Herr Michaelis ſich durch einzelne feiner Abſtimmungen im 
Abgeordnetenhauſe anders ausgeſprochen, als wie manche ſeiner 
Wähler es wohl gewünſcht, zu den Verdächtigungen deſſelben bei⸗ 
getragen. Ein politiſcher Charakter erfordere es, nicht blos zu 
ſtimmen, je nachdem gerade der Wind wehe, ſondern der eigenen 
Einſicht und Ueberzeuguug zu folgen. Jedenfalls habe man ſich 
vielfach den Unterſchled in unſeren politiſchen Verhältniſſen zwiſchen 
früher und jetzt nicht klar gemacht und nur ſo jet es möglich ge- 
worden, die Verdächtigungen gegen Herrn M. hervorzurufen. In 
der Politik handle es ſich nicht um Richterſprüche, man könne des⸗ 
balb auch füglich nicht verlangen, daß der Politiker fi unter allen 
Umſtänden einfach nur an frühere Ausſprüche binde, ſondern er 
müſſe den Verhältniſſen und Umſtänden entſprechend Rechnung 
tragen; namentlich dürfe ein Polltiker ſich niemals voreilig ver- 
pflichten, wie dies z. B. in der bekannten früheren Erklärung zahl- 
reicher Abgeordneten für das vermeintliche Recht des Auguftenbur- 
gers geſchehen, an welcher Erklärung ſich Herr Michaelis indeſſen 
aus Ueberzeugung nicht betheiligt habe. Endlich führt der Redner 
— geſtützt ſelbſt auf einzelne Aeußerungen des Konſuls Müller, 
dahin gehend: er würde im Allgemeinen in einzelnen Punkten an- 
ders als Michaelis geſtimmt haben, indeſſen wiſſe er nicht, ob 
letzteres auch nach Lage der Verhältniſſe der Fall geweſen wäre, 
wenn er wirklich im Abgeordnetenhauſe geſeſſen hätte — den Nach- 
wels, daß wer außerhalb der Thätigkeit des Abgeordnetenhauſes 
ſtehe, Manches ganz anders auffaſſe, als der Abgeordnete ſelbſt. 
Er bittet ſchließlich dringend, entſchleden nicht an der Ehrenhaftig⸗ 
keit des Charakters des Herrn Michaelis zu zweifeln und dies durch 
deſſen Wahl zu bewelſen. (Lebhaftes Bravo.) — Wir haben be- 
reits erwähnt, daß die Anweſenden faſt einſtimmig ihr Einverfländ- 
niß mit der Wahl des Herrn Michaelis zu erkennen gaben und 
ſchloß Herr Reimarus die Verſammlung mit dem Erſuchen, ſich 
recht zahlreich an der Wahl zu betheiligen und fo die Wahl des 
Herrn Michaelis zu ſichern. 

— Vor einigen Tagen wurde ein junges Mädchen auf ihrem 
Wege von Grabow zur Stadt in den Anlagen in der Nähe des 
Brunnenhäuschens von einem bisher nicht näher ermittelten, an- 
ſchelnend dem Arbeiterſtande angehörigen Manne dadurch, daß er 
ihr den Weg vertrat, zur Verabreichung einer Geldgabe genöthigt. 
Der Strolch entfernte ſich erſt, als in der Nähe Männertritte hör- 
bar wurden. a 0 

— Eln Schuhmacher aus Züllchow war gutwillig genug, 
einem ihm gänzlich unbekannten Menſchen, der ſich in der Nacht 
auf dem Wege zwiſchen Grabow und Bredow zu ihm geſellte, auf 
deſſen Anſuchen für den Reſt der Nacht in ſelner Wohnung Unter- 
kommen zu gewähren. Als der Wirth am nächſten Morgen er- 
wachte, ergab es fi, daß ſeln Gaſt ihm aus Dankbarkeit verſchlede⸗ 
nes zugerichtetes Leder entwendet hatte. Der Beſtohlene wird mit 
ſeiner Gaſtfreundſchaſt wohl in Zukunft vorſichtiger fein, 

— In der verfloſſenen Nacht wurde der Handlungs-Kommis 
O., welcher fi der Feſtnahme einer in feiner Begleitung befind- 
lichen proſtitutrten Dirne widerfepte, verhaftet. 

— Geſtohlen wurde während der letzten Tage u. A.: 1) dem 
Konditor Ehrhardt: am Kohlmarkt aus einer unverſchloſſenen Küche 
eine ſilberne Kaffeekanne im Werthe von 25 Thlr.; 2) dem Kaufmann 
Th. H. Schröder aus feiner in Bredow belegenen Sommerwohnung 
mittelſt Einbruchs einige Kleidungs⸗ und Wäſcheſtücke; 3) der in 
der Schulzenſtraße 22 dienenden unverehelichten Strey aus einer 
von der Küche aus zugänglichen Kammer Kleldungsſtücke im Werthe 
von 17 Thlr.; 4) einem in Bredow wohnhaften Viktuallenhändler 
aus einer Umzäumung neben feinem Laden ½ Tonne Hering. 
Die betreffenden Diebe ſind bisher nicht ermittelt. 

— Von Selten des bieſigen Magiftrats wurde unterm 13. 
November v. J. eine Petition an das Abgeordnetenhaus gerichtet: 
Das Haus wolle dahin wirken, daß im Wege der Geſetzgebung 
die für die Einquartlerung gewährten Strolsſätze angemeſſen er⸗ 
boͤht werden. Eine gleiche Petition war ſchon 1863 eingereicht 
worden, wegen Schluſſes der Seſſſon aber nicht zur Berathung 
gekommen. Die Gemeinde -Kommiſſlon des Hauſes hat darüber 
jetzt Bericht erftattet, Nachdem von Seiten des Regierungs-Kom- 
miſſars in der Kommiſſion die Erklärung abgegeben war, daß die 
Staatsregierung unausgeſetzt mit der Vorlage beſchäftigt fei, bel 
dem großen Umfange der Tarifarbeiten aber und wegen des vorjäh⸗ 
gen Krieges die Arbelten hätten unterbrochen werden müſſen, ſo 
daß die Vorlage in der gegenwärtigen Seſſion nicht in Ausſicht 
zu ſtellen je, auch in Betreff der neu erworbenen Landesthelle Er- 
wägungen nothwendig werden, hat dle Kommiſſton einſtimmig be- 
ſchloſſen, dem Hauſe zu empfehlen: daſſelbe wolle beſchließen, mit 
Rückſicht auf die von der Staatsregierung abgegebeuen Erklärun⸗ 
gen, über die Petition des Magtſtrats zu Stettin, fo wle über 
zwei denſelben Gegenſtand betreffende andere Petitionen zur Tages⸗ 
ordnung überzugehen. 

— Bei der in kurzer Zeit zu erwartenden Wiedereröffnung der 
Schifffahrt erſcheint es dringend geboten, daß die ſeit Kurzem in An⸗ 
griff genommenen ausgedehnten Reparaturbauten am Bohlwerk am 
Speicher mit ſtärkeren Kräften als bisher betrieben werden. 


# 
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Neueſte Nachrichten. 

Darmſtadt, 4. Februar, Nachm. Eine heute publizirte 
Verordnung ſetzt für die oberheſſiſchen Abgeordneten zum norddeut⸗ 
ſchen Reichstage fleben Gulden tägliche Diäten und Erſatz der Reiſe⸗ 
koſten feſt. Die Koſten der etwalgen Vertretung eines öffentlichen 
Beamten werden von der Staatskaſſe getragen. 

Stuttgart, 4. Februar, Nachm. Die Militärkonferenzen 
der ſüddeutſchen Staaten ſind geſtern eröffnet worden. Nach einer 
am Vormittag ſtattgehabten Sitzung wurden die Bevollmächtigten 
vom Könige empfangen und zur Tafel gezogen. Abends wohnten 
ſie der Feſtvorſtellung im Theater bei. Die zweite Sitzung iſt heute 
geweſen; der Abſchluß der Verhandlungen wird bereits morgen 


erwartet. 


München, 4. Februar, Nachm. Die „Baleriſche Zeitung“ 
erfährt aus guter Quelle, daß die in Wien ſchwebenden Verband⸗ 
lungen über die Reviſion des Zoll- und Handelsvertrages mit dem 
Zollverein einem befriedigenden Abſchluſſe entgegengehen. 

Wien, 4. Februar, Nachm. Die Annahme des Demiſſions⸗ 
geſuches des Grafen Belcredi von Seiten des Kaiſers gilt als un⸗ 
zweifelhafte Thatſache. 

Das heutige Abendblatt der „Preſſe“ erfährt von gut unter⸗ 
richteter Seite, der ehemalige Miniſter der auswärtigen Angelegen⸗ 
beiten Graf Mensdorf jet beſtimmt, als General- Adjutant des 
Kaiſers an die Stelle des Grafen Crenneville zu treten. 

Wien, 4 Februar, Vorm. Belcredi's Entlaſſung iſt ange⸗ 
nommen, nachdem derſelbe ſein Verbleiben im Kabinet als Verwal⸗ 
tungsminiſter abgelehnt hat. Sein Nachfolger iſt noch nicht ge⸗ 
funden. Beuſt it Miniſterpräſident. 

Peſth, 4. Februar, Abends. In der heutigen Schluß ſitzung 
der ſiebenundſechsziger Kommiſſton wurde das Elaborat des fünf- 
zehner Subcomité's, nachdem die Beratung über die einzelnen 
Punkte vollendet war, im Ganzen angenommen. Zur Feſtſtellung 
des authentiſchen Berichts iſt eine Sitzung auf Mittwoch feftgefept. 
In das Elaborat wird noch ein Amendement Lonap's aufgenommen, 
welches ſich auf Handels- und Zollverträge, auf indirekte Steuern, 
Eiſenbahnlinien, ſowie auf Geldfuß, Münzweſen und Staatsſchuld 
bezieht. Tisza meldet im Namen der Minorität an, daß dieſelbe 
ihren beſonderen Anſichten über das Elaborat noch weiteren Aus⸗ 
druck geben werde. Der Abgeordnete Bömches erklärte im Namen 
der ſtebenbürgiſchen Sachſen ſeine Freude über das Zuſtandekommen 
des Elaborats, wodurch die Verbindung Ungarns und Siebenbür⸗ 
gens weiter befeſtigt würde. 

Kopenhagen, 4. Februar, Nachmittags. In der heutigen 
Sitzung des Folkelhings erklärte der Konſeilspräſident Graf Frije 
in Beantwortung der Interpellatlon des ehemaligen Miniſters Carl- 
ſen über die auswärtige Politik Dänemarks, daß es in dem jepigen 
Augenblick unverantwortlich von Seiten der Reglerung fein würde, 
dem Neichstage Mittheilungen über den Stand der auswärtigen 
Politik zu machen; ſobald es das Beſte des Staates erfordert, 
würde die Regierung nicht unterlaſſen, ſowohl ihretwegen als in 
Berückſichtigung der berechtigten Forderungen der Landesrepräſen⸗ 
tation vollſtändige Erklärungen über den betreffenden Gegenſtand 
abzugeben. Carlſen ließ bierauf feine Interpellation fallen. 

Konſtantinopel, 4. Februar. Es iſt beſchloſſen worden, 
die einzelnen Militärperfonen zuſtehenden Nationen abzuſchaffen und 
eine Reduktlon der Beamtengehälter eintreten zu laſſen, und zwar 
der Art, daß bei Gehältern von 3 — 10,000 Piaſtern monatlich 
20 pEt., bei Gehältern über 10,000 Piaſter 30 pCt. in Abzug 
gebracht werden. 


Sa ae „Viebmarkte. 
erlin. Am 4. Februar c. wurden an Schlachtvieh auf hieſtgen 
Viehmarkt zum Verkauf aufgetrieben: N 

An Hornvieh 1680 Stück. Durch Export- Geſchäfte nach dem Aus ⸗ 
lande war der Handel mit beſter Qualität ſehr lebhaft und wurde ſolche 
mit 17 ,, mittel mit 14—15 , ord. 911 & pr. 100 Pfd. Fleiſch ; 
gewicht bezahlt. 

An Schweinen 2586 Stllck. Ungeachtet der ſtarken Zutriften war das 
— 8 17 85 „ wurde beſte feine Keruwaare 

ekau 17 . pr. d. Fleiſchgewicht bezahlt. 

An Schafvieh 2206 Stück exel. des alten Beſtandes von ca. 1600 St. 
Der Handel war ſehr ſchleppend und konnten Beſtände ſelbſt zu gedrückten 
. Bar er werben. - 

An Kälbern 667 Stück, welche bei lebhaft 
Fecht a haftem Verkehr zu höheren Preiſen 

Börſen⸗Berichte. 

Stettin, 5. Februar. Witterung: trübe und regnigt. Temperatur: 
＋E 5% R. Wind: SW. 

An der Börſe. 


Weizen matt, loco pr. 8öpfd. gelber und weißbunter 73—87 
bez., 83—8öpfd. gelber Frühjahr 84%, 14 & bez., Br. u. Gd., Mair 
Juni 85 . Br. 

Roggen matt, pr. 2000 Pfd. loco 557457 bez., Frühjahr 54½, 
54½ & bez. u. Br., 84 % Gd., Mai⸗Juni 54½ e bez. u. Gd. 

Oerſte, loco pr. 70pfb. 47½ —48 44 bez., ſchleſ. Connoiſſemente 
47 &. Br., 69 —70pfd. Frühjahr ſchleſ. 49 % Br. 

Hafer ee 157 76 25 1 Br. 

Rübol ſtille, loco 113, r. 114 bez., Februar 11½ 
Br., April-Mai 11%, 94 bez. u. Br., 1125 = Gb. 8 * 

Spiritus matt, loco 1674, %% bez, Februar 16 ½ & Br., 
Früh. 16%, ½ , bez., Mai⸗Juni 17½% . Br. 

Berlin, 5. Februar, 1 Uhr 59 Min. Nachmittags. Staatsſchuldſcheine 
85 ½ bez. Staats Anleihe 4½ % 99%, bez. Berlin⸗Stettiner Eiſenbahn⸗ 
Aktien 135 ½ bez. Stargard⸗Poſener Eiſenbahn⸗Aktien 95 bez. Oeſterr. 
National-Auleihe 56 bez. Pomm. Pfandbriefe 90½ bez. Oberſchleſiſche 
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Eiſenbahn⸗Aktien 183 ½ bez. Wien 2 Mt. 788, bez. London 3 Mt. 6. 22 
ber. Paris 2 Mt. 80% bez. Hamburg 2 Mt. 1513, bez. Mecklenb. 
Eiſenbahn⸗Aktien 79 ½ bez. Ruſſ. Prämien⸗Anleihe 91 ½ bez. Nuff. Bank⸗ 
noten 82 bez. Amerikaner 6% 77 bez. 

Roggen Februar 56%, bez., 56 Br., Frühjahr 557, 55 bez., Mai⸗ 
Juni 55 ½½ bez., Y% Br. Rüböl loco 11 ½ bez., Februar 11%, bez. u. Br., 
Februar⸗März 113, bez., April» Mai 117% bez, % Gd. Spiritus loco 
14 ½ bez., Feb ruar⸗März 17½ bez., / Br., April⸗Mai 17½1, 74 bez., 
Mai⸗Juni 17742, Ya bez. 

Hamburg, 4. Februar. Getreidemarkt. Weizen auf Termine 
1½ 94. höher, pr. Februar 5400 Pfd. netto 152 Bankothaler Br., 151 
Gd. pr. Frübjahr 146 Br. u. Gd. Roggen loco ruhig, ab Oſtſee 1 % 
höher geboten, geſchäftslos. Pr. Februar 5000 Pfd. Brutto 90 Br., 
89 Gd. Hafer unverändert, matt. Oel loco geſchäftslos, 25 ½, 25%, 
pr. Mai 2576, pr. Oktober 26%. Kaffee und Zink geſchäftslos. — 
Schönes Wetter. | 

Amſterdam, 4. Februar. Getreidemarkt. (Schluß bericht.) Roggen 
feſt. Raps pr. April 69, pr. Oktober —. Rüböl pr. Mai 38, pr. Oktober⸗ 
Dezember 39 ½. 3 

London, 4. Februar. Getreidemarkt. (Schlußbericht.) Engliſcher 
Weizen langſam, 2 Sch., in fremdem Detailgeſchäft 1 Sch. niedriger. 
Nn BeeNE. 1 Sch. billiger, Erbſen feſt, Bohnen dernachläſſigt, Hafer lang ⸗ 
am. — Regen. 


